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Gegenstand des Rechtsstreits ist der vom Kläger geltend gemachte Anspruch

auf Feststellung der Nichtigkeit von Beschlüssen des Beklagten, der ldeatver-

ein ist.

Der Kläger war zum maßgeblichen Zeitraum als Schiedsrichter im Spielbetrieb

der Beklagten tätig. Mit der als Anl. 2 vorgelegten E-Mail wurdo und dieser

von Kaderspielen abgezogen, weil er keine konekte Kleidung trage. Daniber

hinaus wurde er aufgrund von Beschwerden von zwei Vereinen bei deren

Spielen abgesetzt. Der Kläger leitete daraufhin ein sportgerichtliches Verfah-

ren ein, welches mit der als Anl. 1 vorgelegten Entscheidung endete.

Soweit die Problematik der vermeintlich unkorrekten Kleidung Gegenstand

des Verfahrens war, hat das Sportgericht die Erledigung des Verfahrens aus-

gesprochen, weil mit Schreiben vom 24.03.2014 dieser Teil der Entscheidung

aufgehoben wurde. Hinsichtlich des Antrags bezüglich der Absetzungen auf-

grund der Beschwerden der beiden Vereine wies das Sportgericht d€n Antrag

des Klägers ab.

Hiergegen wendet sich der Kläger mil seiner Klage (GA 1) und begehrt die

Feststellung der Nichtigkeit dieser Entscheidung. Weiter begehrt er Zahlung

eines Betrages i.H.v. 104,00 €, welche die Verfahrenskosten des sportgericht-

lichen Verfahrens betreffen.

Der Kläger hatte weiter vorgetragen (Anl. K3, GA'19), dass ihm aufgrund der

acht entzogenen Spiele im Hinblick auf die Beschwerden der beiden Vereine

ein Schaden i.H.v. 175 € entstanden ist,

Das Amtsgericht wies die Klage ab (GA 171 ff.) und setäe den Streitwert auf

bis 2000 € fest (GA 178).

Das Berufungsgericht wies mit Beschluss vom 26.06.2018 darauf hin, dass es

die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung für nicht statthaft hält, weil die

Berufungssumme von 600 € nicht erreicht wird (GA 2391240). Es nahm eine

Beschwer von 279 € en, und zwar aus der Summe des Schadenersatzantrags

i.H.v. 104 € und aus der vom Kläger angegebenen Beschwer für die Abset-



zung von acht Spielen i,H.v. 175 €. Für die Anfechtung der Entscheidung des

Beklagten selbst hielt das Berufungsgericht eine Beschwer für nicht gegeben.

ln der Stellungnahme hierzu (GA 259 ff.) wies der Kläger darauf hin, dass er

nach wie vor bei Spielen, an denen die beiden Beschwerde führenden Verei-

ne teilnehmen, nicht angesetzt sei (GA 2621263). Er machte weiter geltend,

dass er eine bekannte Schiedsrichterpersönlichkeit sei und aufgrund der Ver-

teilung der entsprechenden Mitteilung über die Sperre bzw. Abselzung beim

Beklagten sämtliche Vereine, Teams und Spieler von dieser Absetzung

Kenntnis erhalten habe haben (GA 260)_

lm angefochtenen Beschluss venivarf das Berufungsgericht die Berufung als

unzulässig (GA 297 ff.). Es hielt weiterhin eine Beschwer hinsichflich des Ab-
zugs von den Kaderspielen für nicht gegeben und verneinle auch eine höhere

Beschwer im Hinblick auf die Absetzung bei den beiden Beschwerde führen-

den Vereinen (BB 3).
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Die Rechtsbeschwerde ist gemäß § 574 Abs. 15. 12. 1ZPOi.Y.m.522 Abs.

1 S. 4 ZPO statthafi.

Sie ist auch gemäß § 574 Abs. 2Z.2ZPO zulässig, da wegen der Verletzung

von Verfahrensgrundrechten die Sicherung einer einheitlichen Rechtspre-

chung eine Entscheidung des Senats als Rechtsbeschwerdegericht erfordert.

Durch die angefochtene Entscheidung wird der Kläger in seinem verfahrens-

rechtlich gewährleisteten Anspruch auf wirkungsvollen Rechtsschutz (Art. 2

Abs. 1 GG i.V.m. dem Rechtsstaatsprinzip), welcher es den Gerichten verbie-

tet, den Parteien den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung eingeräum-

ten Instanz in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Wei-

se zu erschweren, verletzt (vergleiche BGH, Beschluss vom 16.12.2015-Xll

zB 405115).
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Die Rechtsbeschwerde sollle sich auch als begründet erweisen, weil das Be-

rufungsgericht bei der Bemessung des Werts der Beschwer, welche nach § 3

ZPO nach billigem Ermessen zu bestimmen ist, wesentliche, zu bedcksichtig-

te Gesichlspunkte unbeachtet gelassen hat.

3. 1.

Der Senat kann die Bemessung der Beschwer dahingehend überprüfen, ob

das Beschwerdegericht die gesetzlichen Grenzen überschritten oder sein Er-

messen fehl€rhaft ausgeübt hat (BGH, Beschlüsse vom 27.07.2016-Xll ZB

53/16 und vom 18.07.2018-Xll ZB 637/17, Rn. 9)-

1

Hier liegt ein Ermessensfehlgebrauch deshalb vor, weil das Berufungsgericht

bei der Bemessung der Beschwer wesentliche Gesichtspunkte, insbesondere

das Affektionsinteresse des Klägers im Hinblick auf die ursprüngliche Ent-

scheidung des Beklagten zu seiner NichtbeRlcksichtigung als Schiedsrichter

und im Hinblick auf die fortbestehende Nichtansetzung bei Spielen der beiden

Beschwerde führenden Vereine unberücksichtigt gelassen hat.

3.2.

Da es sich beim Beklagten um einen ldealverein handelt, ist bei der Bemes-

sung des Streitwerts und der Beschwer nach § 3 ZPO neben der vermögens-

rechtlichen Beschwer, welche das Berufungsgerichl mit 279 € bemisst, auch

das Affektionsinteresse als nichtvermägensrechtliche Beschwer zu berück-

sichtigen. Beim Zusammenlreffen beider Anspruchsarten muss man diese

nach § 5 ZPo zusammenrechnen (Baumbach/Hartmann, ZPO, Anhang zu § 3

Stichwort ,,Verein"; OLG Frankfurt, Beschluss vom 1 5.07.2003-9 W 13/03,

JurBüro 2003, 644), wobei sich nach der Rechtsprechung des Senats der

Wert der Beschwer nach dem lnteresse des Rechtsmittelklägers an der Ab-

änderung des ihn belastenden Urteils richtet (Senatsbeschluss vom 25. 05.

1992-ilz:R23192).

Dieses nichtvermögensrechtliche Affektionsinteresse lässt das Berufungsge-

richt ermessensfehlerhaft unberücksichtigt.
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Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ist das Affektionsinteresse

nicht schon alleine deshalb weggefallen, weil im sportgerichtlichen Verfahren

eine (Teil-)Erledigung eingetr€ten ist. Zunächst führte diese Erledigung nicht

dazu, dass eine sportgerichtliche Entscheidung nicht mehr erforderlich wurde.

Vielmehr wird der Kläger durch die dort getroffenen Ausführungen und die

Entscheidung hinsichtlich der Kosten auch nicht vermögensrechtlich be-

schwert. Zudem bleibt der Zeitraum zwischen der den Kläger belastenden

Ausgangsentscheidung und der Erledigung, in welchem der Kläger keine An-

setzungen als Schiedsrichter mehr erhalten hat.

Auch bleibt unberücksichtigt, dass der Kläger, wie vorgeragen, nicht nur die

(bezifferten) acht Spiele hinsichtlich der beiden Beschwerde führenden Verei-

ne nicht eingesetzt wurde, sondern bis zum heutigen Tage seine Tätigkeit

beim Beklagten als Schiedsrichter eine derartige Einschränkung enthält.

Letälich verweist der Kläger in der Stellungnahme zum Hinweisbeschluss

auch zutreffend darauf, dass alleine durch die Bekanntgabe der ursprüngli-

chen Entscheidung hinsichtlich seiner AbseEung und seiner Nichtbenicksich-

tigung im gesamten Bereich des Beklagten eine nichtvermögensrechtliche

Beschwer entstanden ist. Es ist anerkannt, dass belastende Entscheidungen,

die in einem Verein und dessen Umfeld bekannt gegeben werden, mit einem

Verlust an Ansehen verbunden sind und diese Umstände bei der Bemessung

der Beschwer nach § 3 ZPO Berücksichtigung finden müssen (vergleiche

OLG Koblenz, Beschluss vom 09.06.1989-5 W 374189, VersR '1991,1329,

juris Rn. 4). Diesen Gesichtspunkt übergeht das Berufungsgeric,ht ermes§ens-

fehlerhaft.

3.4.

Auch bei vereinsinlernen Differenzen ist deshalb ein Beschwerdewert in einer

Größenordnung von ca. '1000 € durchaus angemessen. Da der Kläger bei

seiner Tätigkeit als Schiedsrichter (seinem einzigen Bezug zum Beklagten)

eingeschränkt bzw, zumindest temporär ausgeschlossen werden sollte, las-

sen sich in sich der Wertbemessung durchaus Parallelen zum Streitwert beim
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Vereinsausschluss ziehen. Das OLG Köln hat in einem Eilverfahren mit der

entsprechenden Reduzierung des Gegenstandsw€rtes einen Gegenstands-

wert von 1000 DM ang€nommen (OLG Köln, Beschluss vom 05. 10. 1983-2

W 87/83, MDR 1984, 153). Das OLG Koblenz hat in der vorgenannten Ent-

scheidung von 09.06.1989 einen Gegenstandswert von 4000 DM angenom-

men.

Zieht man diese Streitwertbemessungen heran, so kann bei der gebotenen

Berücksichtigung des nichtvermögensrechtlichen Affektionsinteresse des Klä-

gers zusätzlich zu den vermögensrechtlichen We(en in Höhe von insgesamt

279 € hinsichtlich der hier streitgegenständlichen Entscheidungen zumindest

ein weiterer Beschwerdewert i.H.v. 500 € in AnsaE gebracht werden, so dass

nichl ausgeschlossen werden kann, dass das Berufungsgericht nach Zurü6k-

verweisung und unter Hinweis auf die Berücksichtigung des Affektionsinteres-

ses einen Beschwerdewert annimmt, der die Wertgrenze von 600 € uber-

schreitet.

Gerügt wird die Verletzung des gesamten formellen Rechts, insbesondere von

§§ 3, s11 ZPO.

Die mir überlassenen Gerichtsakten gebe ich dankend zurück.

Thomas Kofler

Rechtsanwalt


